
 
 

Bekanntmachung 

nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Herr Andreas Kamperschroer, wohnhaft in 46325 Borken, Wansings Lägde 3, hat mit Antrag 

vom 21.01.2026 die Änderung und den geänderten Betrieb einer Anlage zum Halten von 

Rindern und Schweinen mit den zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in 

Borken, Wansings Lägde 3, Gemarkung Borkenwirthe, Flur 14, Flurstücke 188, 189, 191, 

192, beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist die Ausweitung der Rinder- und Milchviehhaltung, die Sauen-

haltung wird aufgegeben. Die Sauenställe werden abgerissen, um an gleicher Position die 

Neuerrichtung eines Boxenlaufstalles mit Anbindung an die vorhandenen Rinderställe sowie 

des Melkhauses zu realisieren. Gleichzeitig wird das Gebäude um einen nördlichen Anbau für 

trockenstehende Kühe mit Gruppenbuchten mit Stroheinstreu ergänzt. 

Südlich dieses Gebäudekomplexes ist die Aufstellung von Kälberhütten geplant und weitere 

Umstrukturierung in der Kälberhaltung werden vorgenommen. 

Die Erhöhung der Futterbevorratung wird durch Erweiterung der Fahrsiloanlage um zwei 

weitere Kammern in östlicher Richtung realisiert. 

Nach Durchführung der beantragten Änderung können insgesamt 293 Kühe, 211 Rinder und 

Kälber, 1080 Ferkel sowie 400 Mastschweine gehalten werden. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer 

Genehmigung nach diesen Vorschriften. 

 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 9 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 7 UVPG zur Feststellung des 

Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Durch die verschiedenen Vorhaben sowie den vorgesehenen Minderungsmaßnahmen konnte 

gutachterlich nachgewiesen werden, dass sich die Emissionen an Ammoniak/Stickstoff sowie 

Geruch vermindern. Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des 

beantragten Vorhabens gegeben, so dass die Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des Genehmigungsverfahrens nicht 

erforderlich ist. 

 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 29.07.2026 

Der Landrat 

Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 

Az.: 63-00214 2026-wink 

 

Im Auftrag 

Stefan Holthausen


